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Anwendung der Richtlinie für die Zusammenarbeit der 
Verfassungsschutzbehörden, des Bundesnachrichtendienstes (BND), des 
Militärischen Abschirmdienstes (MAD), der Polizei und der 
Strafverfolgungsbehörden in Staatsschutzangelegenheiten 
(Zusammenarbeitsrichtlinie) 


Vorbemerkung der Fragesteller 

In der o. g. Richtlinie vom 18. September 1970 in der Fassung vom 23. Juli 1973 
wird die Zusammenarbeit der verschiedenen Geheimdienstbehörden mit Polizei 
und Staatsanwaltschaften geregelt. Im Kontext mit dem parlamentarischen 
Aufklärungsbemühen zur Rolle staatlicher Stellen im Zusammenhang mit dem 
rechtsterroristischen Netzwerk Nationalsozialistischer Untergrund (NSU) erga- 
ben sich vielfältige Fragen im Hinblick auf mögliche Einflussnahmen der 
Verfassungsschutzbehörden auf Ermittlungs- und Strafverfolgungstätigkeit der 
Polizei, Staatsanwaltschaften und den Gerichten (vgl. u. a.; Das NSU-Prozess- 
Blog auf zeit-online vom 10. Mai 2016; „Wie die Fahndung nach den Ter- 
roristen behindert wurde“, http;//blog. zeit.de/nsu-prozess-blog/2016/05/10/ 
geheimniskramer-bleiben-geheim/oder neues deutschland vom 18. Januar 2013; 
Schnüffelei beim Staatsanwalt, www.neues-deutschland.de/artikel/810282. 
schnueffelei-beim-staatsanwalt.html sowie „Untersuchungsausschuss Rechts- 
terrorismus in Bayern“, Drucksache 16/17740 des Bayerischen Landtages, 
www.bayem.landtag.de/fileadmin/images/content/NEU_Drs_16-17740_NSU_ 
FINAL_18072013.pdf, S. 73ff). 

1. In wie vielen und welchen Fällen nach 1990 fand § 9 unter III Anwendung 
(bitte nach Zahl, Jahr, beteiligte Polizeibehörde, Bundesland, Phänomenbe- 
reich aufhsten)? 

2. In wie vielen und welchen Fällen nach 1990 fand § 1 1 unter IV Anwendung 
(bitte nach Zahl, Jahr, beteiligte Verfassungsschutzbehörde, beteiligte 
Staatsanwaltschaft, beteiligte Polizei, Straftatvorwurf des Ermittlungsver- 
fahrens, das angehalten wurde, Dauer der Unterbrechung der Ermittlungstä- 
tigkeit, Grund der Intervention der Verfassungsschutzbehörden aufhsten)? 
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3. In wie vielen und welchen Fällen nach 1990 fand § 14 unter IV Anwendung 
(bitte nach Zahl, Jahr, beteiligte Geheimdienstbehörde, beteiligte Polizei, be- 
teiligte Staatsanwaltschaft, Grund der Intervention der Geheimdienstbe- 
hörde, Folge aus dieser Intervention auflisten)? 

4. In wie vielen und welchen Fällen nach 1990 fand § 15 Absatz 1 Anwendung 
(bitte nach Zahl, Jahr, beteiligte Geheimdienstbehörde, beteiligte Polizeibe- 
hörde, Strafvorwurf im Ermittlungsverfahren, Art des Verfahrensbeteiligten 
auflisten)? 

5. In wie vielen und welchen Fällen nach 1990 fand § 15 Absatz 2 Anwendung 
(bitte nach Zahl, Jahr, beteiligte Geheimdienstbehörde, beteiligte Polizeibe- 
hörde, Strafvorwurf im Ermittlungsverfahren, Art der Ermittlungsmaß- 
nahme, zu der zugezogen wurde, auflisten)? 

6. In wie vielen und welchen Fällen nach 1990 fand § 15 Absatz 3 Anwendung 
(bitte nach Zahl, Jahr, beteiligter Geheimdienstbehörde, beteiligter Polizei- 
behörde, Strafvorwurf im Ermittlungsverfahren und Art des Dokuments 
bzw. Protokolls, das weitergegeben wurde, auflisten)? 

7. In wie vielen und welchen Fällen haben ausländische Nachrichtendienste 
direkt Belange gegenüber deutschen Ermittlungs- und Strafverfolgungsbe- 
hörden unter Berufung auf die Zusammenarbeitsrichtlinie angezeigt und/ 
oder durchgesetzt (bitte nach Zahl, Jahr, beteiligtem Nachrichtendienst, be- 
teiligter Ermittlungs- oder Strafverfolgungsbehörde, Strafvorwurf im Ermitt- 
lungsverfahren und Art der Ermittlungsmaßnahme auflisten)? 

8. In wie vielen und welchen Fällen haben ausländische Nachrichtendienste 
vermittelt über Dritte Belange gegenüber deutschen Ermittlungs- und Straf- 
verfolgungsbehörden unter Berufung auf die Zusammenarbeitsrichtlinie an- 
gezeigt und/oder durchgesetzt (bitte nach Zahl, Jahr, beteiligtem Nachrich- 
tendienst, beteiligter Ermittlungs- oder Strafverfolgungsbehörde, Strafvor- 
wurf im Ermittlungsverfahren und Art der Ermittlungsmaßnahme auflisten)? 

Die Fragen 1 bis 8 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beant- 
wortet. 

Sie betreffen statistische Informationen im Zusammenhang mit der von 
der Innenministerkonferenz beschlossenen Zusammenarbeitsrichtlinie vom 
18. September 1970 in der Fassung vom 23. Juli 1973. 

Die in den Fragen genannten Behörden führen keine Statistiken zu den erfragten 
Sachverhalten. Eine Auskunft über die Anzahl beziehungsweise über den Um- 
fang der in der Frage angesprochenen Fälle kann daher nicht erteilt werden. 

Die Zusammenarbeitsrichtlinie ist im Übrigen zwischenzeitlich nicht mehr von 
praktischer Bedeutung, weil die zeitlich nachfolgende Gesetzgebung, insbeson- 
dere die Fachgesetze zu den Nachrichtendiensten, einschlägige, detaillierte ge- 
setzliche Regelungen enthalten. Für das Strafverfahren gilt die Strafprozessord- 
nung, so dass die Zusammenarbeitsrichtlinie auch hier nicht maßgeblich ist. 
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